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Mitglied der Informationsgemeinschaft 
zur Feststellung der Verbreitung 

von Werbeträgern e.V.

BONN/KREMS (jp) – Die zunehmend
negativen Umfrageergebnisse von
Schwarz-Gelb – es fehlen seit Monaten
10 Prozent zu einer Mehrheit –lassen die
Diskussion zur „Bürgerversicherung“,
hinter der Rot-Grün, aber auch die CSU
stehen, wieder aufleben. Mit den aus
dem Bahr-FDP- Gesundheits minis te -
rium angekündigten Beitragssteigerun-
gen zur  Pflegeversicherung werden sich
die Auseinandersetzungen um kapital-
stockgedeckte (private) Versorgungs-
modelle oder die Bürgerversicherung
neu beleben. 

Der ehemalige Präsident des Bun -
desverfassungsgerichts, Hans-Jürgen
Papier, unterstützte nun in einem Vor-
trag in Stuttgart das Modell der priva-
ten Krankenversicherung. Eine staatli-
che Versicherung für alle verletze nach

seiner Ansicht die im Grundgesetz ga -
rantierte Handlungsfreiheit. Das deut-
sche System der Risikovorsorge stütze
sich auf zwei Säulen, die gesetzliche
Krankenversicherung einerseits und die
privatrechtliche andererseits. 

Die privaten Krankenversicherer
fürchten seit Jahren um ihr  Ges chäfts -
modell. Insbesondere die Alterungs-
rückstellungen, die sie für ihre Ver -
sicherten gebildet haben, wecken die
 Begehrlichkeiten mancher Politiker, um
die defizitäre gesetzliche Krankenversi-
cherung besser zu finanzieren.

Basistarif: Bezahlbarer Schutz
für alle Bürger

Die aktuelle Unterstützung von Pa-
pier als ehemaliger Verfassungsrichter
des Zwei-Säulen-Modells ist insofern

interessant, als Papier eine Verfassungs-
beschwerde der PKVen zum „Basis -
tarif“, den Schwarz-Rot im Bundestag
beschlossen hatte, im Jahre 2009 mit ab-
geschmettert hat. Der mit dem Basis -
 tarif verbundene Kontrahierungszwang
sei ein schwerer Eingriff in die Vertrags-
freiheit der privaten Versicherer, sagt Pa-
pier heute. Der Basistarif diene dem Ziel
des Gesetzgebers, allen Bürgern einen
bezahlbaren Schutz zu sichern – auch
solchen, die einer gesetzlichen Kran-
kenversicherung nicht ange hören kön-
nen, jedoch wegen besonders hohen
Krankheitsrisikos für die privaten Ver -
sicherer un attraktiv sind. 

Das Modell der privaten Kranken-
versicherung werde durch das damalige
Urteil keinesfalls grundsätzlich infrage
gestellt, meint Papier. Ohne den lebens-
fähigen Zweig privatrechtlichen Versi -
cherungs wesens wäre der Staat mit der
Risi kovorsorge eines Tages vollends
überfordert. 

Eine Bürgerversicherung für alle,
wie sie etwa die Sozialdemokraten und
die Grünen anstreben, hält der frühere
Gerichtspräsident heute für juristisch
bedenklich. Sie würde die Bürger unver-
hältnismäßig in  ihrer verfassungsrecht-
lich garantierten Handlungsfreiheit
verletzen und die privaten Versiche-
rungsnehmer in ihrer Berufsfreiheit.
Beide Grundrechte schützen die Frei-
heit, Verträge zu schließen, mit wem
und worüber man auch will.

Das Auseinanderdriften einer „Zwei-
Klassen-Medizin“ könne nicht durch
Vertragsverbote erreicht werden. Dem
Gesetzgeber bleibe nur die Möglichkeit,
bei der gesetzlichen Krankenversiche-
rung anzusetzen und ein ausreichendes
Leistungs niveau sicherzustellen. DT

Alle mit Symbolen gekennzeichneten Beiträge sind in der E-Paper-Version der jeweiligen 
Publikation auf www.zwp-online.info mit weiterführenden Informationen vernetzt.

W
ird der
aus der
Ka m -

mer Hessen heraus propagierte „Fach-
zahnarzt für Allgemeine Zahnheil-
kunde“ im neuen hessischen Heilberu-
fegesetz Realität, dann wird damit die
bisherige mindestens zehnsemestrige
Universitätsausbildung zum Zahnarzt
mit Approbation quasi degradiert zum
5-Jahres-Bachelor. Die Einführung 
der Bologna-Systematik mit Bachelor/
Master-Abschlüssen in der Zahnheil-
kunde, die in den Kammern mit Vehe-
menz bekämpft wird, kann bald dazu
führen, dass der universitäre Studien-
abschluss in der Zahnmedizin nicht
mehr zur Berufsausübung als Zahnarzt
berechtigt. In der Schweiz haben wir be-
reits das Bachelor/Master System in der
Medizinausbildung, wobei der Bachelor -
abschluss nach sechs bis acht Semestern
keine Patientenbehandlung erlaubt,
sondern nur Tätigkeiten als „BA Medi-
zin“. Der „Master“ umfasst dann die
Approbation. 

Wenn die Beweggründe für die von
Universitäten und Kammern organi-
sierte und wie bisher z.B. beim Fach-
zahnarzt Kieferorthopädie überwiegend
dual verantwortete Weiterbildung
darin liegen, dass mit dem Abschluss
Zahnmedizin an den Universitäten
zum „Zahnarzt“ kein berufsfähiger

und berufsfertiger Zahnarzt ausgebil-
det wird, dem man selbstverantwort-
lich nicht direkt Patienten überlassen
möchte, dann ist dies nicht nur eine
Bankrotterklärung für die universitäre
Ausbildung, sondern man muss dies
auch offen sagen. Vor allem muss poli-
tisch endlich eine neue Approbations-
ordnung durchgesetzt und an den
 Universitäten umgesetzt werden, was
schlicht und einfach u.a. mehr Geld
und mehr Fachpersonal, in der Aus -
bildung an den Universitäten erfor-
dert. 

Auf einen „berufsfähigen“ Zahn-
arzt, der qua Approbation die gesamte
Zahnheilkunde ausüben darf, einen
Fachzahnarzt für „Allgemeines“ drauf-
zusatteln, widerspricht auch den Ent-
wicklungen in der Zahnheilkunde zur
notwendigen Spezialisierung. Denn
der Weg geht weltweit dahin, auf einer
soliden, wieder mehr medizinisch-
zahnmedizinischen   manifestierten
Ausbildung zum fertigen Allgemein-
Zahnarzt verschiedene universitäre
Fachgebiets-Weiterbildungen einzu-
führen.

Gegen Hessens Kammerpräsident
und BZÄK-Vize Dr. M. Frank werden
von verschiedenen Berufsverbänden,
Fachgesellschaften und auch Kam-
mern Hetzkampagnen zu Felde gezo-
gen. Dabei vermeiden sie die sachlich
notwendige Auseinandersetzung zur
nicht mehr umkehrbaren Entwicklung
hin zur universitären Spezialisierungs-
Weiterbildung, aufbauend auf einer
modernen Approbationsordnung. 

So gebührt Frank eigentlich Dank
und Anerkennung für seinen Mut –
 leider ist er auf halbem Weg stehen
 geblieben und es kann ihn trotz der
 Solidaritätsbekundungen seiner Vor-
standskollegen seinen BZÄK-Vize-
Posten kosten – das Thema Fachzahn-
arzt angestoßen zu haben. 
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BONN/KREMS (jp) – Die zahlreichen
Schadstoffe aus dem Tabakrauch sind
Gift für Zahnfleisch und Zähne –dem-
entsprechend schützt ein Rauchstopp
vor Mundhöhlenkrebs und Zahnver-
lust. Ein Faltblatt, das gemeinsam von
der Bundeszahn ärzte kam mer (BZÄK)
und dem Deutschen Krebsforschungs-
zentrum Heidelberg (DKFZ) entwi-
ckelt wurde, weist auf die Gefahren des
Rauchens für Mundhöhle und Zähne
und die Vorteile eines Rauchstopps hin.

„Der Mundraum ist von den nega-
tiven Auswirkungen des Rauchens
gleich mehrfach betroffen“, so Dr.
Martina Pötschke-Langer, Leite-
rin der Stabsstelle Krebspräven -
tion im Deutschen Krebs -
forschungszentrum.   So
haben Raucher ein bis 
zu sechsfach erhöhtes
Erkrankungsrisiko für
Krebs im Mund raum.

„Sie leiden we-
sentlich häufiger unter entzündlichen
Veränderungen des Zahnhalteapparats,
sogenannten Parodontalerkrankun-
gen“, ergänzt der Vizepräsident der
Bundeszahnärztekammer, Dr. Dietmar
Oesterreich. „Raucher haben zudem 
ein rund doppelt so hohes Risiko für

Zahnausfall wie Nichtraucher. Auch
Mundgeruch, Verfärbungen an Zähnen,
Lippen und Zunge, Karies, Schleim-
hautveränderungen, eine schlechte
Wundheilung oder Implantatverlust
sind typische Raucherprobleme“, so
Oesterreich. Für Zahnärzte bieten

BZÄK und DKFZ neben einem Patien-
ten-Flyer eine besonders umfangreiche
Broschüre „Rauchen und Mundge-
sundheit“ an. Diese kann bestellt werden
unter Tel. 030 40005122 oder ist  online
abrufbar unter: www.bzaek.de/fileadmin/
PDFs/presse/band13dkfz.pdf DT

„Fachzahnarzt für 
Allgemeine Zahnheilkunde“ 
– Bankrotterklärung
Jürgen Pischel spricht Klartext

Bürgerversicherung schränkt
 Handlungsfreiheit ein

Papier hält Bürgerversicherung für alle heute für juristisch bedenklich. 

Hans-Jürgen Papier, ehemaliger Präsident des Bundesverfassungsgerichts. (Foto: Sonja Blaschke)

Sechsfaches  Mundhöhlenkrebs-Risiko
BZÄK und Krebsforscher gemeinsam gegen das Rauchen.
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